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Postulat Marcel Remund (FDP) und Mitunterzeichnende betreffend «Nachhaltige Auf-
wandsentwicklung im allgemeinen Haushalt», Erheblicherklärung 
 
 
Ausgangslage 
 
Am 29. April 2026 wurde folgendes Postulat eingereicht: 
 
Erstunterzeichner: Marcel Remund (FDP) 
Mitunterzeichnende: Rolf Stettler (FDP), Patrick Heimann (FDP), Stéphanie Anliker (FDP) 
 
«Antrag 
Der Gemeinderat wird beauftragt zu prüfen, welche geeigneten und verbindlichen Anpassungen in 
der Rechtsordnung der Gemeinde vorzunehmen sind, damit der Aufwand im allgemeinen Haushalt 
nicht stärker wächst als die Einwohnerzahl der Gemeinde und die Teuerung gemäss dem schweizeri-
schen Landesindex für Konsumentenpreise. 
 
Begründung 
Damit die gute finanzielle Ausgangslage der Gemeinde Zollikofen langfristig erhalten bleibt, ist es 
zentral, dass der Aufwand im allgemeinen Haushalt nicht stärker wächst als die Einwohnerzahl sowie 
die Teuerung. So können weiterhin alle Aufgaben gemäss heutigem Stand erfüllt werden. Der finan-
zielle Handlungsspielraum bleibt erhalten. Durch eine Priorisierung der Gemeindeaufgaben wäre es 
zudem möglich, neue freiwillige Gemeindeaufgaben einzuführen. 
 
Mit dem Prüfauftrag geht es nicht um eine detaillierte Ausgestaltung eines Mechanismus. Es geht 
darum zu verstehen, welche Schritte erforderlich sind, um das Ziel der nachhaltigen Aufwandsent-
wicklung auf Gemeindeebene in der Rechtsordnung der Gemeinde (z. B. Gemeindeverfassung, Reg-
lemente) auf geeignete und verbindliche Weise festzuhalten.» 
 
 
Antwort Gemeinderat 
 
Allgemeines 
Als Ziel des kommunalen Finanzhaushalts bringt der Gemeinderat im Finanzleitbild resp. in der Fi-
nanzstrategie unter anderem zum Ausdruck, dass die Gemeinde gesunde öffentliche Finanzen erhal-
ten will. Will die öffentliche Hand ihre Aufgabe im Interesse einer sozial und wirtschaftlich leistungsfä-
higen Gemeinde dauerhaft wahrnehmen, muss sie über gesunde öffentliche Finanzen verfügen. Ge-
sunde Finanzen sorgen auch für den notwendigen Handlungsspielraum, damit allfällige neue Aufga-
ben wahrgenommen werden können. Die Gemeinde hat ihre Aufgaben unter wirkungsvollem Einsatz 
der Mittel zu erfüllen. Diese Überzeugung entspricht dem Bewusstsein, dass sich auch das Gemein-
wesen wirtschaftlich, d. h. effizient und effektiv zu verhalten hat und bei allen Handlungen von Ge-
meindebehörden und Verwaltung auch Kosten-/Nutzenüberlegungen anzustellen sind. Anders als in 
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der Wirtschaft handelt es sich in der Gemeinde oft nicht primär um einen ökonomischen, sondern 
vielmehr auch um einen politischen, sozialen oder anders gearteten Nutzen. 
 
Die Gemeinde erfüllt eine Vielzahl von Aufgaben, welche durch übergeordnete Bestimmungen zu 
erbringen sind oder als selbst gewählte kommunale Aufgabe betrachtet werden. Die gemeindeeige-
nen Aufgaben sind von den zuständigen Organen zu beschliessen. Alle Ausgaben und Einnahmen 
bedürfen unter dem Grundsatz der Gesetzmässigkeit einer Rechtsgrundlage (vgl. Art. 57 Abs. 2 lit. a, 
Gemeindeverordnung, BSG 170.111). Die Gemeinde legt in ihren Erlassen die Zuständigkeit für die 
Ausgabenbeschlüsse fest. Die kantonalen übergeordneten Bestimmungen sehen dabei für Ausga-
benbeschlüsse eine restriktive Handhabung vor. Die Gemeinde verantwortet die sorgfältige Bewirt-
schaftung und sparsame Verwendung der öffentlichen Gelder (vgl. Art. 70 Abs. 2 lit. a, Gemeindege-
setz, BSG 170.11). 
 
Prüfauftrag im Allgemeinen 
Vor dem Hintergrund der bereits geltenden finanzrechtlichen und -technischen Vorschriften ist von 
weiteren gemeindeeigenen finanzpolitischen Regelbildungen oder Selbstdisziplinierungsinstrumenten 
abzusehen. 
Bei dem im Postulat angeregten Regulativ würde es sich um ein Selbstdisziplinierungsinstrument auf 
Gemeindestufe handeln, welches über die kantonalen Vorschriften des Gemeindefinanzhaushalts 
hinausgeht. Eine entsprechende Bestimmung müsste in der Gemeindeverfassung oder auf Regle-
mentsstufe verankert werden, da ein solches Instrument grundlegendes und wichtiges Recht darstellt. 
Die zusätzliche Regelung würde einen gewissen Eingriff in den Entscheidungsprozess darstellen, 
ohne jedoch den Kern der demokratischen Grundregeln auszuschalten. 
 
Entsprechende Forderungen für die Einführung einer finanzpolitischen Regelbildung wurden vom 
Parlament in den Jahren 2002 und 2006 abgelehnt (damals Ausgaben-/Schuldenbremse). Der Ge-
meinderat sieht auch heute keinen Handlungsbedarf für die Einführung von finanzpolitischen Regel-
bindungen. Die Erfahrungen aus den vergangenen Jahren haben gezeigt, dass die in den übergeord-
neten Erlassen festgelegten finanztechnischen Regelungen und die in der Gemeinde angewandten 
Grundsätze über den Finanzhaushalt genügen. Mit der Einführung des harmonisierten Rechnungs-
modells 2 (HRM2) im Jahr 2016 wurden die Vorschriften bezüglich Finanzhaushaltsgewicht gestärkt. 
 
Prüfauftrag im Detail 
Mit der im Postulat gewünschten Anbindung des Aufwands an die Einwohnerzahl und an die Teue-
rung gemäss dem Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) wird einseitig die Aufwandsteuerung 
betrachtet. 
Die Bestimmungen des harmonisierten Rechnungslegungsmodells 2 (HRM2) sehen vor, dass die 
Einnahmen und Ausgaben bzw. die Aufwendungen und Erträge brutto zu verbuchen sind (vgl. Art. 62 
Gemeindeverordnung, BSG 170.111). 
Die genannte Bestimmung gilt es auch bei den Verbundaufgaben zwischen Kanton und Gemeinde 
anzuwenden. So können beispielsweise steigende und von der Gemeinde unverschuldete Sozialhil-
feaufwendungen die Aufwandseite überproportional belasten. Dies, obwohl diese Kosten jeweils unter 
Anrechnung der Rückerstattungen und Erträge dem kantonalen Lastenausgleich zugeführt werden 
kann, was in der Nettobetrachtung saldoneutral ausfällt, aber den Bruttoaufwand übermässig anstei-
gen lässt. Auch hat die Gemeinde allfällige vom Kanton beschlossene Massnahmen bei den Lehrer-
gehaltskosten mitzufinanzieren. Der Aufwand vom allgemeinen Haushalt steigt demnach, ohne dass 
die Gemeinde darauf wesentlich Einfluss nehmen kann (sog. «gebundene Ausgaben»). 
Eine Ankoppelung des Aufwands an die Zahl der Einwohner/-innen und Teuerung (LIK) vermag die 
grossen Ausgabenpositionen bei den Lastenausgleichssystemen nicht annähernd abzubilden. Bei 
den Lastenausgleichen wirken anderweitige – von der Gemeinde kaum beeinflussbare – Faktoren auf 
die Aufwand-/Ertragshöhe ein. 
 
Der Gemeinderat lehnt eine «Indexbildung» von Teuerung (LIK) und der Zahl der Einwohner/-innen 
aus grundsätzlichen Überlegungen ab. Die genannten Messgrössen dienen nicht allein als entschei-
dende Faktoren für eine Aufwandsteuerung beim allgemeinen Haushalt. Weitere entscheidende Krite-
rien des Finanzhaushalts wie wirtschaftliche Gegebenheiten, Lastenausgleichsparameter, interkom-
munale Zusammenarbeit, finanzrelevante Entscheide übergeordneter Staatsebenen, freiwillige und 
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selbst gewählte Gemeindeaufgaben sowie politische Stossrichtungen sind für den Umfang der finan-
ziellen Aufwendungen / Erträge von relevanter Bedeutung. 
 
Die genannten Kenngrössen als Basiswerte für die finanzielle Aufwandsteuerung als Rechtserlass 
aufzunehmen, ist für den Gemeinderat nicht zweckmässig und wenig zielführend. 
 
Schlussfolgerungen 
Die Finanzlage der Gemeinde wird primär durch sogenannt «gebundene Ausgaben» massgeblich 
beeinflusst und sekundär durch die kommunalen Kreditbeschlüsse gesteuert. Ein Selbstdisziplinie-
rungsinstrument für das Parlament und den Gemeinderat in der vorgeschlagenen Form wird als nicht 
zweckdienlich angesehen, da es den Handlungsspielraum des Gemeinderats und des Grossen Ge-
meinderats unnötig einschränken würde. Vielmehr sind die Auswirkungen von neuen Ausgaben je-
weils vor der Beschlussfassung auf deren Finanzierung, Folgekosten und Tragbarkeit zu prüfen und 
in die Entscheidfindung einzubeziehen. Unter Anwendung der vorhandenen Instrumente und Kenn-
zahlen ist es für die Gemeinde auch künftig möglich, die gesetzten Ziele in finanzieller Hinsicht zu 
erreichen. Das Postulat ist nicht erheblich zu erklären. 
 
 
Antrag Gemeinderat 
 
Das Postulat Marcel Remund (FDP) und Mitunterzeichnende betreffend «Nachhaltige Aufwandsent-
wicklung im allgemeinen Haushalt» wird nicht erheblich erklärt. 
 
 
Beratung 
 
GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Das Eintreten ist vorgegeben. Die Antwort des Gemeinde-
rats liegt vor. Der Postulant hat das Wort. 
 
Marcel Remund (FDP): Geschätzter Präsident, werter Gemeinderat, geschätzte Kolleginnen und 
Kollegen, geschätzte Gäste, ich danke dem Gemeinderat und dem Finanzverwalter bestens für die 
Bearbeitung meines Postulats und für die Antwort. 
Bei meinem parlamentarischen Vorstoss habe ich bewusst die Form des Postulats als Prüfauftrag 
gewählt. Es war mir bei der Formulierung des Textes sehr wohl bewusst, dass man zum Beispiel den 
Begriff «Aufwand» nicht ohne weitergehende Definition in eine Rechtsordnung würde übernehmen 
können. Genau dazu ist der Prüfauftrag da, um genau solche Punkte als Ergebnis der Prüfung dann 
zu dokumentieren. Ein Prüfauftrag ist ein weiches Instrument. Erst aus dem Ergebnis der Prüfung 
könnten dann weitere Schlüsse gezogen werden. In der Antwort zum Postulat wurde nun aus meiner 
Sicht bereits eine Schlussfolgerung zum generellen Instrument einer allfälligen Regulierung des Kos-
tenwachstums vorgenommen. Der Gemeinderat erachtet die bestehenden Instrumente und Kennzah-
len als genügend.  
Die Erfahrungen mit ähnlichen Regularien zur Beschränkung des Kosten- und/oder Schuldenwachs-
tums sind jedoch positiv. Als bestes Beispiel dient die seit Anfang der 2000er-Jahre bestehende 
Schuldenbremse auf Bundesebene. Die Schuldenbremse ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor des 
Standorts Schweiz. Sie schützt davor, dass die Politik kostenmässig überbordet. Damit einher geht 
auch eine Verlässlichkeit in der Steuerpolitik. Die Steuern steigen im Gegensatz zu anderen Ländern 
nicht wie ein Naturgesetz dauernd an. 
In eine ähnliche Richtung zielt auch die lancierte Volksinitiative einer Verwaltungsbremse. Mit dieser 
Initiative wird ein institutioneller Mechanismus zur Beschränkung des Kostenwachstums vorgesehen. 
Diese eidgenössische Initiative wird übrigens nicht nur von der FDP unterstützt, sondern auch durch 
eidgenössische Parlamentarier der SVP, Mitte und GLP. 
Ein Instrument für eine nachhaltige Aufwandsentwicklung wäre eine Chance für unsere Gemeinde. 
Die bestehenden finanziellen Prozesse zum Erhalt eines gesunden Finanzhaushalts mögen in der 
aktuellen Zusammensetzung des politischen Personals ausreichend sein. Sie schützen jedoch auch 
nicht vor weiteren Begehrlichkeiten und neuen Ausgaben, wie wir gerade vorher beim neuen «För-
derprogramm Energie» gesehen haben. Ein Mechanismus, welcher feste Regeln des möglichen Auf-
wandswachstums enthält, würde dazu führen, dass bei einer Übernahme einer neuen Gemeindeauf-
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gabe bestehende Kosten aktiv hinterfragt werden müssen. Dies geschieht bisher kaum. Strukturell die 
Kostenbasis hinterfragen und beurteilen, ob Sachen weggelassen werden können – dies findet in 
meiner Wahrnehmung viel zu selten statt. 
Mit dem im Postulat geforderten Prüfauftrag vergeben wir uns nichts. Mit einer Erheblicherklärung 
würden wir eine saubere Ausgangslage schaffen, um zu prüfen, wie und ob eine solche Regel für ein 
nachhaltiges Aufwandswachstum umsetzbar und sinnvoll wäre. Ich danke bestens für die Beurteilung 
und eine allfällige Unterstützung des Postulats. 
 
Gemeinderat Markus Burren (SVP): Geschätzter Präsident, werte Anwesende, der Gemeinderat 
beantragt, das Postulat «Nachhaltige Aufwandsentwicklung im allgemeinen Haushalt» abzulehnen. 
Der Gemeinderat erachtet die bestehenden finanziellen Vorgaben als genügend. Man möchte die 
Ausgabenentwicklung weiterhin im Rahmen der bestehenden Instrumente steuern. Der Gemeinderat 
ist der Ansicht, dass die geforderten Einflussgrössen die Aufwandsentwicklung nur ungenügend ab-
bilden, weshalb sie nicht in die kommunale Rechtsnorm Eingang finden sollen. Neue gemeindeeigene 
Aufgaben sollen bei der Beschlussfindung weiterhin sorgfältig auf ihre finanziellen Auswirkungen und 
auf ihre Tragbarkeit geprüft werden. So will der Gemeinderat einen gesunden Finanzhaushalt sicher-
stellen. Vielen Dank. 
 
 
Beschluss (mehrheitlich) 
Das Postulat Marcel Remund (FDP) und Mitunterzeichnende betreffend «Nachhaltige Aufwandsent-
wicklung im allgemeinen Haushalt» wird nicht erheblich erklärt. 
 


